
Das Jahr 1923 gilt als eines der größten Krisenjahre der deutschen Geschich-
te. Gleichzeitig stand es kurz davor, zum Jahr der sozialistischen Revolution 
in diesem Land zu werden. Und obwohl der Hamburger Aufstand scheiterte, 
kann seine Tradition heute weiterleben. > Seite 4

Rezession, Stagnation, Pessimis-
mus – in den letzten Monaten 
waren in den Erklärungen des 

Wirtschaft sministeriums und Me-
dienberichten verschiedene Wasser-
standsmeldungen über den Zustand 
der deutschen Wirtschaft  zu hören. 
Tatsächlich kämpft  der deutsche Ka-
pitalismus gerade mit einer neuen 
Wirtschaft skrise: Bis auf die Elektro-
industrie verzeichnen alle deutschen 
Kernindustrien derzeit entweder ei-
nen Rückgang oder eine Stagnation 
ihrer Produktion. Und dies, während 
die Folgen der letzten großen Krise 
von 2018/19 sowie der Corona-Pan-
demie noch nicht bewältigt sind: Die 
deutsche Industrieproduktion liegt 
bis heute unter ihrem Vorkrisenni-
veau von November 2017. 

Mit „Deutschlandtempo“ 
raus aus der Krise?

Im Vergleich zu internationalen Kon-
kurrenten wie den USA oder Frank-
reich, die besser durch die Krise ge-
kommen sind, steht der deutsche 
Imperialismus gerade scheinbar ge-
schwächt da. Zum Beispiel sinkt die 
Infl ation hierzulande im Vergleich zu 
anderen Staaten nur sehr langsam, 
was auch die Unternehmen belas-
tet. Vor allem aber haben der Über-
fall Russlands auf die Ukraine und 
die Zuspitzung weiterer Konfl ikte 

100 Jahre Hamburger Aufstand

– wie etwa um Taiwan – Deutsch-
land wirtschaft lich vor größere He-
rausforderungen gestellt als andere 
Länder: Die BRD versucht derzeit im 
Eiltempo eine Unabhängigkeit von 
russischen Energieimporten zu er-
reichen, die Kriegsindustrie auszu-
weiten und muss ihre globale Wirt-
schaft sstrategie anpassen, die bisher 
darin bestand, durch Handel mit allen 
„geräusch-

los“ zur Großmacht zu wachsen. Und 
das, während die Umstellung der In-
dustrie auf eine neue („grüne“) Tech-
nologiebasis noch mitt en im Gang ist.

Alle diese Maßnahmen dienen jedoch 
langfristig gerade dazu, das deutsche 
Kapital international zu stärken und 
Deutschland auf eine neue Stufe als 
imperialistische Macht zu heben. 

Dies rückt die momentanen Klagen 
von Unternehmer:innen und Politi-
ker:innen, Deutschland sei ein Sa-
nierungsfall, in ein anderes Licht. 
Und sie zeigt die treibende Rolle 
der Ampel-Koali- tion bei der 
Transformation D e u t s c h -

lands zur Großmacht: Die Regierung 
hat zuletzt verstärkt größere Infra-
strukturprojekte und Modernisie-
rungsmaßnahmen auf den Weg ge-
bracht. Und das durchaus mit hoher 
Geschwindigkeit: Im letzten Jahr ließ 
sie nach Kriegsbeginn in der Ukrai-
ne innerhalb von nur 10 Monaten ein 
Flüssiggas-Terminal in Wilhelmsha-
ven errichten und Arbeiten an vier 
weiteren Standorten beginnen, um 
Alternativen zum russischem Gas 
zu schaff en. Bundeskanzler Scholz 
sprach bei der Eröff nung des Termi-
nals vom neuen „Deutschlandtempo“.

In diesem Tempo sollen nun auch 
neue Windparks, Stromnetze, Zug-
strecken und Industrieanlagen ent-
stehen. Behördliche Prüfungen und 
Verfahren sollen zu diesem Zweck 
vereinfacht und beschleunigt werden. 
Die Regierung erweckt den Eindruck, 
davon hätt en am Ende alle Menschen 
in Deutschland etwas. 

Geschenke und Subventio-
nen für die Kapitalist:innen

Der Ausbau Deutschlands zur Groß- 
und Kriegsmacht liegt aber sicher 
nicht im Interesse der Arbeiter:in-
nenklasse – ebensowenig wie die 
Schritt e, die dorthin ühren sollen: 

Das unabhängige Arbeiter:innennetzwerk Betriebskampf organisiert Arbei-
ter:innen ür ihre Interessen und unterstützt betriebliche wie auch politische 
Kämpfe. Wir haben mit Betriebskampf über die anstehende Tarifrunde der 
Länder gesprochen.  > Seite 3

„Für reale Lohnerhöhungen kämpfen!“

Der deutsche Kapitalismus befi ndet sich in der nächsten Wirtschaftskrise und als Großmacht in einer Umwand-
lungsphase. Die Bundesregierung beschließt Milliardengeschenke an Unternehmen und Kürzungen im Sozialbe-
reich. Gegen die Umverteilung von unten nach oben müssen wir Arbeiter:innen uns wehren – mit einer klaren ge-
sellschaftlichen Perspektive. 

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare
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Wirtschaftskrise: 
Geschenke an Unternehmen und 
die Arbeiter:innen sollen zahlen

„geräusch- Dies rückt die momentanen Klagen 
von Unternehmer:innen und Politi-
ker:innen, Deutschland sei ein Sa-
nierungsfall, in ein anderes Licht. 
Und sie zeigt die treibende Rolle 
der Ampel-Koali- tion bei der 
Transformation D e u t s c h -
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terchips im eigenen Land, auch weil 
der Taiwan-Konfl ikt die weltweiten 
Lieferkett en ür Chips bedroht. 

Von den Spannungen zwischen den 
imperialistischen Mächten profi tieren 
nicht nur Chip-Produzenten. Auch 
die Rüstungsindustrie reibt sich die 
Hände, schließlich gibt es seit der von 
Scholz ausgerufenen „Zeitenwende“ 
und der Bereitstellung eines 100 Mil-
liarden-Euro-Sondervermögens ür 
die Bundeswehr einen regelrechten 
Auft ragsboom. Der Rüstungskonzern 
Rheinmetall verzeichnete im Jahr 
2022 gar einen Rekordgewinn.

Angriff e auf die 
Arbeiter:innen-

klasse

Die Krisenpolitik 
der Regierung ist 
also nicht von der 
Politik ür die 
Transformation 
des deutschen 
Imperialismus 
zu trennen. Be-
zahlt werden 
soll alles aus 
den Taschen 
der Arbei-
t e r : i n n e n -
klasse, vor 
allem über 
Steuergel-
der und die 
anhalten-
den Teue-
r u n g e n : 
Im Jahr 

2022 gab 
es ür die 
d e u t s c h e n 
Arbeiter:in-
nen mit durch-
schnitt lich 4 

% den 

deutlichsten Rückgang der Reallöhne 
seit 2008. Das heißt, dass wir uns mit 
unserem Lohn, auch wenn wir viel-
leicht gewisse Erhöhungen und In-
fl ationsausgleichszahlungen bekom-
men haben, trotzdem immer weniger 
leisten können. 

Diese Tendenz können wir auch ak-
tuell weiterhin beobachten. Die Ab-
schlüsse in den Tarifverhandlungen 
mit der Eisenbahn- und Verkehrs-
gesellschaft  im August oder der Ab-
schluss in den Verhandlungen mit 
Verdi ür den öff entlichen Dienst – 
immer wieder werden nominal zwar 
Lohnerhöhungen ausgehandelt. Die 
tatsächliche Infl ation können diese 
Löhne aber nicht ausgleichen. 

In Wahrheit organisieren die Ge-
werkschaft en durch solche Abschlüs-
se die Reallohnsenkungen und die 
Umverteilung von unten nach oben 
selbst mit – und helfen damit  Ka-
pital und Staat bei der Krisen- und 
Transformationspolitik. Größte Mo-
gelpackung sind dabei die steuer-
freien Einmalzahlungen, statt  über 
die aktuellen Tarifabschlüsse anhal-
tende prozentuale Lohnerhöhungen 
durchzusetzen. Die Folgen dieser mi-
serablen Tarifpolitik wird die Arbei-
ter:innenklasse noch über viele Jahre 
spüren. 

Zwar hat die Bundesregierung im 
letzten Jahr auch allerlei Hilfspakete 
ür die Bevölkerung präsentiert. Für 
uns Arbeiter:innen gab es aber bei 
weitem nicht so viele Hilfen wie ür 
die Industriekonzerne – womit wir 
am Ende eben doch draufzahlen. Die 
Kosten ür Krisenpakete, die z.B. in 
Form von Subventionen ans Kapital 
gehen, werden uns jetzt außerdem 
nachträglich wieder abgepresst, etwa 
durch Kürzungen der Gelder ür So-
ziales im Bundeshaushalt 2024. Da-
mit verabschiedet sich der Staat auch 
von kosmetischen Hilfsmaßnahmen 
ür die Arbeiter:innen. Das „Deutsch-
landtempo“ soll jetzt auch bei der 
Verarmung Einzug erhalten. 

Kampf für den 
Sozialismus auf der Straße 

und in den Betrieben

Die Industrie wird fi nanziell un-
terstützt und die Transformation 
Deutschlands zur Kriegsmacht vo-
rangetrieben, während wir Arbei-
ter:innen die Kosten tragen sollen. 
Dabei tischen uns die Kapitalist:in-
nen immer wieder ihre Märchen auf:  
„Wirtschaft  sind wir alle“. 

Es ist richtig, dass wir Arbeiter:innen 
die tragende Rolle in der Wirtschaft  
spielen. Wir sind es, die den Reich-
tum und Wohlstand dieser Gesell-
schaft  erarbeiten. Doch wir bekom-

men von diesem Reichtum stets nur 
das ür uns Allernötigste ab, während 
der Großteil in die Taschen der Ka-
pitalist:innen wandert. Wenn uns 
erzählt wird, dass es allen gut geht, 
wenn die Konzerne groß gemacht 
werden, verschleiert dieses Gerede 
das Klassen- und Ausbeutungsver-
hältnis im Kapitalismus.

Die Lasten der im Kapitalismus regel-
mäßig auft retenden Krisen und der 
imperialistischen Konkurrenz wer-
den immer auf uns Arbeiter:innen 
abgewälzt: In Krisenzeiten steigt die 
Arbeitslosigkeit, wir bekommen we-
niger Lohn, wir haben weniger Rech-
te.

Was folgt daraus? Es ist nur mög-
lich, eine Verbesserung unserer Lage 
zu erkämpfen, wenn wir uns konse-
quent gegen die kapitalistische Pro-
duktionsweise und diejenigen, die sie 
verteidigen, wenden.

Momentan können wir in ganz 
Deutschland an verschiedenen Or-
ten sehen, dass Unzufriedenheit und 
auch Protest gärt. Um die allgemei-
ne Streik- und Kampfb ereitschaft  zu 
untergraben und die Interessen der 
Kapitalist:innen zu verteidigen, müs-
sen der Staat und seine Handlanger, 
wie etwa die gelben Gewerkschaft en, 
immer größere Anstrengungen un-
ternehmen. Für uns Arbeiter:innen 
heißt es deshalb: Auf die Angebote 
des Staates nicht eingehen, auf seine 
Tricks nicht hereinfallen!

Es ist darüber hinaus an uns, selbst-
bewusst eine Lösung in unserem In-
teresse einzufordern und zu erstrei-
ten: Eine sozialistische Gesellschaft . 
Denn nur im Sozialismus basiert das 
Wirtschaft ssystem auf dem Gemein-
eigentum an den Produktionsmitt eln. 
Das heißt, Maschinen, Büros und 
Rohstoff e gehören nicht einzelnen 
Kapitalist:innen, sondern der ganzen 
Arbeiter:innenklasse. 

Diese verwaltet die Produktion in ei-
nem gemeinschaft lichen Prozess und 
errichtet eine Planwirtschaft , wel-
che die Aufgabe hat, die Bedürfnisse 
unserer Klasse maximal zu befriedi-
gen. Daür müssen die Unternehmen 
enteignet und in gesellschaft liches 
Eigentum überührt werden. Es gäbe 
dann keine Kapitalist:innen mehr, die 
uns Arbeiter:innen ausbeuten und in 
ihre eigenen Taschen wirtschaft en. 

Mit dieser gesellschaft lichen Perspek-
tive müssen wir in die Kämpfe gegen 
die Umverteilung gehen.

Wie etwa weniger Datenschutz- und 
Umweltkontrollen. Hierbei handelt 
es sich um Maßnahmen, die den kapi-
talistischen Unternehmen mehr Frei-
räume verschaff en, auch auf Kosten 
von Mensch und Umwelt zu expan-
dieren – und die Kapitalverbände wie 
der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) nicht umsonst schon 
seit langem fordern.

Deregulierung ist jedoch nicht das 
einzige Geschenk, das der Staat den 
Konzernchefs gerade macht. Seit ei-
nigen Monaten bereitet die Regie-
rung Ausgleichszahlungen ür hohe 
Energiekosten etwa der Chemie- und 
Metallindustrie vor. 

Dabei sollen entweder Steuern ür 
Unternehmen gesenkt werden oder 
Subventionen aus Steuergeld di-
rekt in ihre Taschen fl ießen.

Hinzu kommen großzügige 
Ansiedlungsprämien, mit 
denen die BRD Unterneh-
men ür den Aufb au von 
Standorten in Deutsch-
land belohnt. Jüngst hat 
die Regierung zum Bei-
spiel allein 10 Milliar-
den Euro Subventionen 
ür den Bau eines Intel-
Werks in Magdeburg ver-
sprochen. Immerhin mit 5 
Milliarden Euro unterstützt 
der Staat den taiwanischen 
Konzern TSMC beim Auf-
bau eines Werkes in Dresden. 
Auch diese beiden Projekte 
sind strategisch: Deutschland 
will eine Industrie ür Compu-
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In Wahrheit organisieren die Ge-
werkschaft en durch solche Abschlüs-
se die Reallohnsenkungen und die 
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pital und Staat bei der Krisen- und 
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gelpackung sind dabei die steuer-
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Ende Oktober beginnen 
die Tarifverhandlungen der 
Beschäftigten im öff ent-
lichen Dienst der Länder 
(TV-L). Welche Bedeutung 
haben die Tarifverhandlun-
gen?

Der TV-L gilt ür 1,2 Millionen Be-
schäft igte, die bei den Bundesländern 
und landeseigenen Unternehmen an-
gestellt sind. Außerdem gibt es viele 
Beschäft igte, zum Beispiel bei den 
freien Trägern der sozialen Arbeit, 
welche angelehnt an den TV-L be-
zahlt werden. Damit würden auch 
diese von möglichen Lohnerhöhun-
gen profi tieren.

Gerade vor dem Hintergrund der 
steigenden Lebenshaltungskosten, 
besonders bei Mieten, Lebensmitt eln 
und Energie, wird die Erreichung ei-
nes möglichst hohen Tarifabschlusses 
ür viele zu einer existenziellen Frage. 

Ein hoher Tarifabschluss ist dabei 
auch notwendig, um die Abwande-
rung von immer mehr Arbeitskräft en 
aus den betroff enen Bereichen, wie 
z.B. der Erziehung, zu verhindern. 
Der Personalmangel stellt viele öf-
fentliche Einrichtungen, Schulen und 
Kitas vor große Herausforderungen, 
z.B. in der Betreuung von Kindern. 
Auch in der öff entlichen Verwaltung 
können tausende Planstellen nicht 
besetzt werden, sodass man z.B. in 
Berlin Monate auf Dokumente war-
ten muss.

Uns stellt sich also nicht nur die Fra-
ge einer besseren Entlohnung der 
Beschäft igten, sondern es geht auch 
darum, über die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen den Personal-
mangel zu überwinden und so öff ent-
liche Dienstleistungen zu gewährleis-
ten, welche wir Tag ür Tag nutzen.

Bereits in der letzten Tarif-
runde haben die Beschäf-
tigten eine drastische Re-
allohnsenkung hinnehmen 
müssen. Ein Grund mehr 
für eine kämpferische Ta-
rifrunde?

Die Reallohnsenkungen der letzten 
Tarifrunde 2021, mit einer Nullrun-

de ür 13 Monate und danach einer 
Erhöhung um 2,8%, sowie die weiter 
anhaltenden Preissteigerungen set-
zen die Forderung nach einer zwei-
stelligen Lohnerhöhung auf die Ta-
gesordnung. 

Daran sehen wir, dass Verdi, die 
verhandelnde Gewerkschaft , nicht 
konsequent die Interessen der Be-
schäft igten vertritt . Die schönen For-
derungen am Anfang jeder Tarifrun-
de werden schnell abgeschwächt und 
das Streikpotenzial nicht annähernd 
ausgeschöpft . Der Ansatz der Sozial-
partnerschaft  ährt den Beschäft igten 
eine Niederlage nach der anderen ein, 
so wie bei der TVöD-Runde diesen 
Frühling. 

Den selbstorganisierten Protest von 
über 400 Sozialarbeiter:innen am 4. 
Juli 2023 in Berlin gegen die chroni-
sche Unterfi nanzierung der Kinder- 
und Jugendnothilfe sehen wir als 
ein kämpferisches Beispiel, um den 
Druck in den Betrieben aufzubauen.

Der Tarifabschluss im öf-
fentlichen Dienst (TVöD) 
hat in diesem Jahr bereits 
weitere Reallohnsenkun-
gen für die nächsten zwei 
Jahre für 2,5 Millionen Ar-
beiter:innen gebracht. Wie 
wird sich das Ergebnis auf 
den TV-L auswirken?

Der TVöD hat keine verbindlichen 
Auswirkungen auf den TV-L. Jedoch 
ist Verdi auch dort die verhandeln-
de Gewerkschaft  gewesen. Für den 
TV-L ist ein ähnlicher Abschluss zu 
beürchten, d.h. eine hohe Laufzeit 
von 24 Monaten und geringe Lohn-
erhöhungen in mehreren Schritt en. 
Der Reallohnverlust wird dann mit 
steuerfreien Direktzahlungen ka-
schiert. Es braucht aber tabellenwirk-
same Lohnerhöhungen, da die Preise 
ja auch dauerhaft  hoch bleiben.

Wir müssen unsere Kolleg:innen 
organisieren, um den Druck in den 
Betrieben und auf den Straßen auf-
zubauen. Nur so besteht die Chance, 
Verdi zu ernstzunehmenden Tarif-
verhandlungen und die Vertreter der 
Länder zu realen Lohnerhöhungen zu 
zwingen.

Wie sind die einmaligen 
Infl ationsausgleichs-
zahlungen oder zeitlich 
begrenzte monatliche 
Sonderzahlungen zu be-
werten, die bei zahlreichen 
Tarifverhandlungen in den 
letzten Jahren verhandelt 
wurden?

Die Nett ozahlungen werden benutzt, 
um einen tatsächlichen Infl ations-
ausgleich durch Lohnerhöhungen 
auf die lange Bank zu schieben bzw. 
komplett  zu verhindern. Gleichzeitig 
sehen die Nett ozahlungen gut aus 
bei der Präsentation der Ergebnisse. 
Der Verlust gegenüber einer pro-
zentualen Lohnerhöhung muss erst 
berechnet werden. Der Reallohnver-
lust existiert trotz Einmalzahlungen 
und wird sich insbesondere in den 
kommenden Jahren im weiteren Sin-
ken des Lebensstandards von immer 
mehr Arbeiter:innen bemerkbar ma-
chen.

Was sind eure konkreten 
Planungen für die Zeit der 
Tarifrunde?

Wir werden gemeinsam mit unseren 
Kolleg:innen und anderen Organisa-
tionen den Kampf ür höhere Löhne, 
bessere Arbeitsbedingungen und ge-
gen den Sozialabbau lautstark auf der 
Straße vertreten! Daür planen wir 
unter anderem mit dem Solidaritäts-
bündnis Soziale Arbeit eine Demons-
tration ür den 21.10. in Berlin. Wir 
werden unsere gemeinsamen Stand-
punkte im Sinne aller Arbeiter:innen 
auf die Straße tragen. Ob nach Tarif 
bezahlt, daran angelehnt, oder 
von der Kürzung 

der öff ent-
l i c h e n 

Leistungen Betroff ene, wollen wir 
gemeinsam aktiv werden und den 
Schulterschluss mit anderen Arbeits-
kämpfen suchen, z.B. der Kranken-
hausbewegung. 

Von Verdi gibt es Termine ür drei 
Verhandlungsrunden. Wir wer-
den uns an Protesten beteiligen und 
zu den Warnstreiks mobilisieren. 
Gleichzeitig wollen wir die Auseinan-
dersetzung der Beschäft igten im Be-
trieb ördern und die Tarifrunde ür 
die Vernetzung von Betriebsgruppen, 
Aktivist:innen und interessierten 
Kolleg:innen nutzen. Denn während 
es an mancher Stelle Anläufe ür die 
Aufnahme betrieblicher Kämpfe gibt, 
fi nden sich in anderen Bereichen gro-
ße Leerstellen, während sich gleich-
zeitig Kolleg:innen an uns wenden, 
um auch dort aktiv zu werden. 

Weiterhin beteiligen wir uns an der 
Solidaritätskampagne ür Inés, eine 
Sozialarbeiterin und Gewerkschaft e-
rin, der aufgrund ihrer betrieblichen 
Aktivität von einem freien Träger 
gekündigt wurde. Sie hat an ihrer 
Schule Kolleg:innen über die Kürzun-
gen des Berliner Senats informiert 
und die Einbeziehung von Sozialpä-
dagog:innen in die laufenden Streiks 
der Lehrer:innen angeregt. Das wird 
in der Kündigung als Aufruf zum wil-
den Streik gewertet. 

Wir stehen zusammen, mit Inés, den 
Sozialarbeiter:innen und allen Be-
schäft igten im öff entlichen Dienst. 
Wir lassen uns nicht unterkriegen 
und legen damit heute den Grund-
stein ür eine klassenkämpferische 

Arbeiter:in-
n e n b ewe -
gung von 
morgen.

„In den Betrieben und auf der Straße 
für reale Lohnerhöhungen kämpfen!“
Das unabhängige Arbeiter:innennetzwerk Betriebskampf organisiert Arbeiter:innen für ihre Interessen und unter-
stützt betriebliche wie auch politische Kämpfe. Wir haben mit Betriebskampf über die anstehende Tarifrunde der 
Länder gesprochen.
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gung von 
morgen.
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Die Geschichte der Arbeiter:innenklasse lebendig halten:

100 Jahre Hamburger Aufstand 

Wenn die Rede von Revolutionen in 
Deutschland ist, denken die meisten 
vermutlich an die bürgerliche März-
revolution 1848 oder die November-
revolution 1918. Doch auch die Tage, 
die unter dem Namen „Hamburger 
Aufstand“ in die Geschichte einge-
gangen sind, waren Teil einer landes-
weit geplanten Revolution. 

Klassenkampf von 
oben und unten

1923, ünf Jahre nach dem Ersten 
Weltkrieg, waren die Lebensbedin-
gungen der Arbeiter:innen erneut 
von Armut und Arbeitslosigkeit ge-
prägt. Die Reparationszahlungen ür 
den verlorenen Krieg wurden eben-
so wie seine vorherige Finanzierung 
von der herrschenden Klasse auf die 
Arbeiter:innen abgewälzt. Eine un-
vorstellbare Infl ation fraß ihren Lohn 
noch am selben Tag schon innerhalb 
weniger Stunden auf. 

Die Arbeiter:innen nahmen die rapi-
de Verschlechterung ihrer Lebensbe-
dingungen jedoch nicht einfach hin. 
Es kam zu großen Streikwellen, die 

Das Jahr 1923 gilt als eines der größten Krisenjahre der deutschen Geschichte. Gleichzeitig stand es kurz davor, 
zum Jahr der sozialistischen Revolution in diesem Land zu werden. Und obwohl der Hamburger Aufstand scheiterte, 
kann seine Tradition heute weiterleben. 

sich unter Führung der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands (KPD) im 
ganzen Land ausbreiteten. Letztend-
lich ührten sie sogar zur Absetzung 
der Regierung. Nachdem aber auch 
die neue SPD-Regierung im Sommer 
1923 das Elend der Arbeiter:innen 
nicht linderte, erkannten viele die 
Notwendigkeit des Kampfes außer-
halb des Parlaments. 

Die KPD ührte diesen Kampf ür 
die Interessen der Arbeiter:innen am 
konsequentesten. Nachdem der erste 
Versuch einer sozialistischen Revolu-
tion 1918 gescheitert war, gründete 
sie sich, um in einem nächsten An-
lauf das Ziel der Arbeiter:innenmacht 
zu erreichen. Die Zeit ür einen lan-
desweiten Aufstand sah sie schließ-
lich im Oktober 1923 gekommen. 

Aufstand in Hamburg

In Hamburg begann der Kampf am 
23. Oktober am frühen Morgen. Or-
ganisiert durch die KPD wurden 
Polizeiwachen gestürmt und besetzt, 
um Waff en ür die Arbeiter:innen zu 
besorgen. Dank der im verdeckten 

statt fi ndenden Vorbereitungen war 
dies trotz der zahlenmäßigen Über-
legenheit der Polizei erfolgreich. In 
den Straßen wurden Barrikaden ge-
baut, die es den Revolutionär:innen 
ermöglichten, sich selbst gegen die 
anrückende Reichswehrtruppen ür 
mehrere Stunden zu verteidigen. 300 
aufständische Arbeiter:innen hielten 
dem Feuer von 6.000 Mann aus Poli-
zei, Reichswehr und Marine stand. 

Die Stellung konnte aber nicht auf 
Dauer gehalten werden. Während 
zwar auch in Sachsen und Th ürin-
gen der Aufstand vorbereitet wor-
den war, ließ die SPD-Regierung die 
Reichswehr einmarschieren, um auf-
ständische Arbeiter:innen und Kom-
munist:innen schon im Vorhinein 
niederzuschlagen. Damit blieb die 
geplante Revolution ein Aufstand in 
Hamburg. 

Entschlossenheit 
und Solidarität

Trotz seiner Niederlage war der 
Kampf der Arbeiter:innen ein ernst-
haft er Versuch, den Kapitalismus in 

diesem Land zu stürzen. Es war vor 
allem der Unterstützung dieses Ziels 
durch die restlichen Arbeiter:innen 
Hamburgs zu verdanken, dass den 
Aufständischen ein verhältnismäßig 
geordneter Rückzug ermöglicht wur-
de. Sie boten Versorgung und Ver-
stecke, während die Kapitalist:innen 
und ihr Staat alles in Bewegung setz-
te, um ihren Vergeltungsschlag gegen 
die Revolutionär:innen zu richten. 
Denen war auch keinesfalls der Mut 
genommen, sondern sie ührten ihre 
Arbeit von da an im Untergrund oder 
an neuen Orten weiter. 

An diesen Traditionen der Entschlos-
senheit und Solidarität im Moment 
des Kampfes können wir als Arbei-
ter:innen heute anknüpfen. Halten 
wir die Erinnerung an den Oktober 
1923 am Leben und überlassen wir 
die Geschichtsschreibung nicht den 
Kapitalist:innen. Jeder Aufstand der 
ausgebeuteten und unterdrückten 
Menschen beweist, dass wir unser 
Schicksal selbst in die Hand nehmen 
können. 


